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§ 1 Name, Sitz, Zweck 

1. Die Partei führt den Namen Die Demokraten. 
2. Der Sitz der Partei ist Cuxhaven. 
3. Das Tätigkeitsgebiet erstreckt sich über die Bundesrepublik Deutschland. Die 

Demokraten wollen das öffentliche Leben, die soziale Marktwirtschaft, den Klima -und 
Umweltschutz und eine CO2 freie Energie- Versorgung gestalten. 
 

 § 2 Mitgliedschaftsvoraussetzungen, Erwerb der Mitgliedschaft, Verweigerung der 

       Mitgliedschaft, Ausweis 
       

1. Mitgliedschaftsvoraussetzungen:                                                                                               
a. Im In- und Ausland lebende Deutsche, die das 14. Lebensjahr vollendet und 

nicht infolge Richterspruches die Wählbarkeit oder das Wahlrecht verloren 
haben.  

b. Nicht Mitglied einer anderen Partei oder Organisation sind, die unserer Partei 
in Konkurrenz stehen. 

c. Anhänger oder Mitglieder, die dem Extremismus nahestehen, werden 
ebenfalls nicht Mitglied. 

d. Die Satzung der Partei und die Grundrechte der Bundesrepublik Deutschland 
bejaht mit den freiheitlichen, demokratischen und sozialen Grundsätzen.  

 
2. Erwerb der Mitgliedschaft: 

a. Der Erwerb erfolgt durch einen Mitgliedschaftsantrag. 
b. Aufnahmeanträge werden so lange textlich an den Bundesverband gestellt, 

bis in den Bezirken Kreisverbände gegründet worden sind. 
c. Mitglieder werden den Verbänden nach Wohnsitz zugeordnet. 
d. Über die Aufnahme wird vorerst im Bundesverband innerhalb 6 Wochen nach 

Erhalt des Antrages entschieden. Wenn aus wichtigem Grund keine 
fristgemäße Entscheidung möglich ist, wird die Frist um weitere 2 Wochen 
verlängert.  

                                     
3. Verweigerung der Mitgliedschaft: 

a. Die Aufnahme kann durch Beschluss des zuständigen Kreisverbandes 
verweigert oder innerhalb von drei Monaten rückgängig gemacht werden. 

b. Eine Ablehnung des Mitgliedschaftsantrages muss dem Antragsteller 
gegenüber nicht begründet werden. 

c. Nach Ablauf der Aufnahmefrist gilt der Antrag als angenommen. 
 

4. Ausweis: 
a. Dem Mitglied wird ein Mitgliedsausweis ausgestellt und eine Satzung 

ausgehändigt. 
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§ 3 Wiederaufnahme 

1. Wiederaufnahme:  
a. Aus der Partei rechtskräftig ausgeschlossene Mitglieder, können auf Antrag 

vom Bundesvorstand nach Anhörung des zuständigen Kreis- und 
Landesverbandes wieder aufgenommen werden. 

 
§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch:  
a. Kündigung 
b. Austritt 
c. Nichtzahlung des Beitrages 
d. Tod 
e. Parteiangehörigkeit einer anderen Partei 
f. Ausschluss  

g. Verlust der Wählbarkeit  

h. Aberkennung der Wählbarkeit. 

 
2. Austritt: 

a. Austritt ist dem zuständigen Kreisverband textlich zu erklären. 
b. Die Rückgabe des Parteibuches gilt ebenfalls als Austrittserklärung. 
c. Der Austritt aus der Partei ist nur zum Ende eines Kalendermonats möglich. 
d. Unmittelbar mit dem Austritt enden alle Ämter und Funktionen innerhalb der 

Satzung der Partei. 
 

3. Nichtzahlung des satzungsgemäßen Mitgliedsbeitrages: 
a. Die Mitgliedschaft endet auch durch schuldhafte Nichtzahlung des 

Mitgliedsbeitrages nach drei Monatsbeiträgen. Der zuständige Kreisverband, 
ersatzweise Bundesverband, stellt die Beendigung fest. 

b. Unabhängig dieser Frist wird das Mitglied textliche Erinnerungen und 
Mahnungen erhalten, die auf diesen Verzug hinweisen. 

 
§ 5 Rechte und Pflichten des Mitglieds 

1. Rechte: 
a. Jedes Mitglied ist berechtigt und gehalten, an der Teilnahme von 

Parteiveranstaltungen, Wahlen und Abstimmungen im Rahmen der Gesetze 
und der satzungsrechtlichen Bestimmungen. 

2.   Pflichten: 
a. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Bestimmungen dieser Satzung und die 

Beschlüsse der Organe der Partei einzuhalten. 
b. Jedes Mitglied ist verpflichtet den in der Satzung festgesetzten Beitrag zu 

zahlen. Die Beiträge werden bargeldlos eingezogen. 
c. Jedes Mitglied ist verpflichtet einen Wohnungswechsel dem zuständigen 

Kreisverband mitzuteilen. 
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§ 6 Beiträge, Beitragsordnung, Mitgliederdaten 
 

1. Beiträge: 
a. In der Partei hat jedes Mitglied Beiträge zu entrichten. 

2.    Beitragsordnung: 
a. Der monatliche Beitrag beträgt bundeseinheitlich 1% des Bruttoeinkommens, 

mindestens jedoch 9 Euro. 
b. Die Beträge werden nach dem im Zusammenhangmit der Arbeit und/oder 

Ausbildung erzielten durchschnittlichen Bruttomonatseinkommen (z.B. Lohn, 
Gehalt, Kurzarbeitergeld) berechnet.  

c. Beiträge der Rentner/innen ohne oder mit geringem Arbeitseinkommen 
sowie Arbeitslosen werden auf der Grundlage der Renten- und 
Versorgungseinkünfte bzw. des Arbeitslosengeldes berechnet. 

d. Berücksichtigung finden auch betrieblich gewährte Renten. 
e. Nicht angerechnet werden Unfallrenten und ihnen vergleichbare Leistungen. 
f. Jedem Mitglied ist freigestellt, höhere Beiträge zu entrichten.  
g. Um allen die Teilhabe an der politischen Willensbildung zu ermöglichen, 

können die zuständigen Kreis- und Stadtverbände individuelle Beiträge 
befristet vereinbaren. 

h. Während des Bundesfreiwilligendienstes und ähnliche Diensten sowie für die 
Dauer des Bezuges von Elterngeld, wird die Mitgliedschaft ab 
Benachrichtigung des Kreisverbandes beitragsfrei fortgesetzt. 

 
   3.   Mitgliederdaten: 

 
a. Die Partei „Die Demokraten“ verarbeitet alle personenbezogenen Daten der 

Mitglieder, Spender, Interessenten und weiterer dritter zentral, nach den 
Regelungen der Datenschutzgrundverordnung insbesondere gemäß Artikel 4. 

b. Diese Daten dürfen ausschließlich nur für die Parteiarbeit genutzt werden. 
 

 
§ 7 Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder 
 

1. Ordnungsmaßnahmen: 
a. Wenn Mitglieder gegen die Satzung sowie Grundsätze und Ordnung 

verstoßen, können durch den Bundesverband oder dem zuständigen Verband 
Maßnahmen dagegen eingeleitet werden. 

b. Für die Mitglieder eines Landesvorstandes ist nur der Landesvorstand oder 
der Bundesvorstand, für Mitglieder des Bundesvorstandes ist nur der 
Bundesvorstand zuständig. 

c. Im Falle der Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung von Parteiämtern auf 
Zeit oder Enthebung von Parteiämtern muss die beschlossene 
Ordnungsmaßnahme schriftlich begründet werden. 

d. Ordnungsmaßnahmen der unteren Ebenen werden durch den Kreisverband 
eingeleitet. 
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2. Ordnungsmaßnahmen sind: 
a. Verwarnung 
b. Verweis 
c. Enthebung von Parteiämtern 
d. Aberkennung der Fähigkeit ein Parteiamt zu bekleiden, bis zur Höchstdauer von  

zwei Jahren. 
 

§ 8 Mitgliederbeauftragter 
 

a. Dem Vorstand jeder Organisationsstufe nach §11 1-5 gehört ein 
Mitgliederbeauftragter an, der von der Mitgliederversammlung oder dem Parteitag 
der jeweiligen Organisationsstufe gesondert gewählt wird. 

b. Zum Mitgliederbeauftragten kann auch ein sonstiges gewähltes Mitglied des 
Vorstands gewählt werden. 

c. Der Mitgliederbeauftragte berichtet regelmäßig im Vorstand und der 
Mitgliederversammlung oder dem Parteitag. 

 
§ 9 Ordnungsmaßnahmen gegen Gebietsverbände 
 

a. Bei schwerwiegenden Verstößen eines Gebietsverbandes oder Gebietsvorstand 
gegen die Grundsätze oder die Ordnung der Partei sind folgende 
Ordnungsmaßnahmen möglich: 
Amtsenthebung des Vorstandes 
Auflösung des Gebietsverbandes 

b. Gebietsverbände oder Gebietsvorstände verstoßen schwerwiegend gegen die 
Ordnung und die Grundsätze der Partei, wenn sie Bestimmungen der Satzung 
beharrlich missachten Beschlüsse übergeordneter Parteiorgane nicht ausführen in 
wesentlichen Fragen gegen die politischen Ziele und Zwecke der Partei handeln.  

c. Die Ordnungsmaßnahmen werden vom Vorstand des höheren Gebietsverbandes 

getroffen. Sie ist am nächsten Parteitag durch den Landes- bzw. Bundesparteitag mit 

einfacher Mehrheit zu bestätigen. Bei fehlender Mehrheit tritt sie außer Kraft. 

d. Gegen die Maßnahme ist die Anrufung des Schiedsgerichtes zugelassen. 

 
 
§ 10 Schieds- und Ausschlussverfahren, Schiedsausschuss 

 
1. Gegen ein Mitglied kann ein Schiedsverfahren eingeleitet werden, wenn es: 

a. Die Partei oder die Interessen der Mitglieder geschädigt hat. 
b. Sich weigert, die Beschlüsse der Organe der Partei, soweit diese auf der 

Satzung beruhen, zu befolgen. 
c. Mitglied einer anderen Partei angehört oder für diese wirkt. 
d. Antidemokratische Bestrebungen von Vereinigungen oder Gruppierungen 

durch Mitgliedschaft, in Wort oder Schrift bzw. durch aktive Mitwirkung 
unterstützt. 

 
e. Mitglied in einer Vereinigung und Organisationen ist, die für 

verfassungsfeindlich erklärt wurde. 
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f. Sich der Unterschlagung, der Veruntreuung, des Diebstahls oder einer 
Fälschung zum Nachteil der Partei schuldig gemacht haben. 

g. Das Schiedsverfahren wird durch Antrag eingereicht. 
h. Antragsberechtigt sind alle Organe. 
i. Der Antrag muss innerhalb einer Frist von zwei Wochen, gerechnet am Tag 

von der Antragstellung, bei dem Organ eingereicht werden, das über die 
Eröffnung des Schiedsverfahrens beschließt. 

j. Der Bundesvorstand ist berechtigt, ein Schiedsverfahren zu eröffnen, ohne 
dass es eines Antrages bedarf. 

k. Beantragt ein Mitglied ein Schiedsverfahren gegen sich selbst, so hat der 
Kreisvorstand das Schiedsverfahren zu eröffnen. 

l. Der Eröffnungsbeschluss des Kreisvorstandes, Landesvorstandes oder des 
Bundesvorstandes und seine Begründung sind dem Antragsteller und dem 
betroffenen Mitglied innerhalb von zwei Wochen schriftlich mitzuteilen. 
Dieses ist zugleich aufzufordern, sich innerhalb einer angemessenen 
gesetzten Frist, sich schriftlich zu äußern. 

2. Schiedsausschuss: 
a. Wird das Schiedsverfahren eröffnet, ist ein Schiedsausschuss zu bilden. Der 

Schiedsausschuss besteht aus einer/einem Vorsitzenden und vier 
Beisitzern/Beisitzerinnen. Die Mitglieder des Schiedsausschusses müssen 
Mitglieder der Partei sein und ihr zum Zeitpunkt der Eröffnung des 
Schiedsgerichtes ununterbrochen, nach Möglichkeit mindestens zwei Jahre, 
angehört haben. Sie dürfen am Streit nicht unmittelbar beteiligt sein. 

b. Der/Die Vorsitzende und zwei Beisitzer/innen werden von dem Organ 
bestimmt, dass das Schiedsverfahren eröffnet. Zwei weitere Beisitzer/innen 
sind von dem betroffenen Mitglied zu bestimmen und dem/der Vorsitzenden 
des Schiedsausschusses innerhalb einer Frist von zwei Wochen seit Zugang 
des Eröffnungsbeschlusses namhaft zu machen. 

c. Der Bundesvorstand erlässt für die Durchführung des Schiedsverfahrens 
Richtlinien. 

d. Der Schiedsausschuss kann folgende Entscheidungen treffen: 
I. Entlastung des Beschuldigten Mitgliedes 

II. Erteilung einer schriftlichen Rüge 
III. Befristetet Enthebung aus parteilichen Funktionen, Ämtern 
IV. Ausschluss aus der Partei 

e. Die schriftlich zu begründende Entscheidung ist dem Bundesvorstand 
vorzulegen. Wird die Entscheidung vom Bundesvorstand bestätigt, so ist sie 
den Beteiligten zuzustellen. 

f. Gegen die Entscheidung kann von den Beteiligten in einer Frist von vier 
Wochen Einspruch beim Beschwerdeausschuss eingelegt werden. Dessen 
Entscheidung ist endgültig. 

g. Bestätigt der Bundesvorstand die Entscheidung des Schiedsausschusses nicht, 
so hat er um eine Entscheidung des Beschwerdeausschusses nachzusuchen. 
Die Entscheidung in diesem Fall ist auch endgültig. 
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h. Die Rechte des Mitglieds, Funktionen, Ämter nach den Bestimmungen dieser 
Satzung wahrzunehmen, ruhen während des Schiedsverfahrens von dem Tag 
an, an welchem der Einleitungsantrag mit Begründung dem betroffenen 
Mitglied zugestellt worden ist. Alle weiteren Rechte und Pflichten erlöschen 
erst mit der Rechtskraft der Ausschlussentscheidung. 

 
 
§ 11 Gliederung der Partei Organisationsstufen 
 

Die Partei gliedert sich in folgenden Stufen: 

-  Bundesvorstand 

-              Landesverbände 

-              Kreisverbände 

-              Gemeindeverbände, Stadtbezirksverbände 

-              Stadt- und Ortsverbände 

 
 

1. Bundesvorstand: 
 

a. Der Bundesvorstand wird alle zwei Jahre auf dem ordentlichen Parteitag 
gewählt. Seine Amtszeit endet mit der Wahl des neuen Hauptvorstands. 
 

b. Scheiden Hauptvorstandsmitglieder aus, so sind sie durch Wahlen des 
Hauptvorstandes zu ersetzen (Nachnominierung). Das gilt nicht für den/die 
Vorsitzenden/Vorsitzende, der/die nur durch einen Außerordentlichen 
Parteitag gewählt werden kann, sofern seine/ihre Wahl nicht innerhalb von 
sechs Monaten durch den Ordentlichen Parteitag erfolgen kann. 
 

c. Der Hauptvorstand vertritt die Interessen der Partei nach innen und nach 
außen. 
 

d. Der Hauptvorstand hat alle Aufgaben zu erfüllen, die sich für ihn aus der 
Satzung und den Beschlüssen des Parteitages ergeben, insbesondere: 
 

• die Einhaltung der Satzung zu überwachen 
• die Einstellung, Versetzung und Entlassung der Beschäftigten der 

Partei in eigener Zuständigkeit    vorzunehmen oder auf Landesebene 
zu delegieren.  

• den Parteitag einzuberufen und einen schriftlichen 
Rechenschaftsbericht zu geben 

• die Wahlordnung zu beschließen über die Einleitung, Durchführung 
von politischen Aktionen 

• über die Verwendung des Gesamtvermögens oder von 
Vermögensteilen zu beschließen 

• die Wahl der Mitglieder auf Landesebene zu bestätigen 
• die Vergütungsordnung und Anstellungsbedingungen zu beschließen 
• Richtlinien zu erlassen 

 

2. Landesverbände: 
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a. Der Landesvorstand wird alle zwei Jahre auf dem ordentlichen Landesparteitag 
gewählt. Seine Amtszeit endet mit der Wahl des neuen Vorstandes. 

 
b. Scheiden Landesvorstandsmitglieder aus, so sind sie durch Wahlen des 

Landesvorstandes zu ersetzen (Nachnominierung). Das gilt nicht für den/die 
Vorsitzenden/Vorsitzende, der/die nur durch einen Außerordentlichen 
Landesparteitag gewählt werden kann, sofern seine/ihre Wahl nicht innerhalb 
von sechs Monaten durch den Ordentlichen Landesparteitag erfolgen kann. 

 
c. Der Landesverband gibt sich eine eigene Geschäftsordnung/Satzung.  
d. Wo es zweckmäßig erscheint, können durch Satzung der Landesverbände 

mehrere Kreisverbände zu regionalen Arbeitsgemeinschaften oder zu Verbände 

zusammengefasst werden. 

e. Die Landesverbände sind die Organisationen der Partei in den Ländern der 

Bundesrepublik Deutschland. Die Demokraten können in den Bundesländern wo 

es als sinnvoll erachtet wird, einen oder mehrere Landesverbände und dessen 

Grenzen festlegen. 

f. Der Landesverband ist zuständig für alle politischen und organisatorischen Fragen 

seines Bereiches, soweit sie nicht mehrere Landesverbände gemeinsam betreffen 

und deswegen nur im Einvernehmen mit dem Bundesvorstand behandelt werden 

können. 

g. Die Satzungen der Landesverbände sowie alle Satzungsänderungen bedürfen zu 

ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch den Generalsekretär im 

Bundesvorstand. Die Prüfung beschränkt sich darauf, ob ein Verstoß gegen 

gesetzliche Bestimmungen, das Statut, die Finanz- und Beitragsordnung oder die 

Parteigerichtsordnung vorliegt. Die Entscheidung über die Genehmigung hat 

innerhalb von einem Monat nach Zugang der Satzungsbeschlüsse bei der 

Bundespartei zu erfolgen. Der Generalsekretär stimmt sich mit dem 

Bundesvorstand ab. 

h. Beschlüsse und Maßnahmen dürfen nicht im Gegensatz zu den von der 

Bundespartei festgelegten Grundlinien und dem Parteiprogramm stehen. 

 

 

3. Kreisverbände: 

a. Der Kreisverband ist die Organisation der Partei, in den Grenzen eines 

Verwaltungskreises. Er kann auch mehrere Verwaltungskreise umfassen. Im 

Gebiet eines Verwaltungskreises dürfen nicht mehrere Kreisverbände 

bestehen. 

b. Die Bildung und Abgrenzung eines Kreisverbandes ist die Aufgabe des 

zuständigen Landesverbandes. 

c. Der Kreisverband ist eine, selbständige und organisatorische Einheit der 

Partei mit Geschäftsordnung/Satzung und selbständiger Kassenführung. 
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d. Der Kreisverband ist zuständig für alle organisatorischen und politischen 

Fragen seines Bereiches, soweit sie nicht einem Gemeinde- 

Stadtbezirksverband übertragen sind oder mehrere Kreisverbände gemeinsam 

betreffen und deswegen vom jeweiligen Landesverband wahrgenommen werden.  

e. Er ist insbesondere für die Aufnahme von Mitgliedern, die Kassenführung, den 

Einzug und die Verwaltung der Mitgliedsbeiträge mit Weiterleitung nach 

festgelegtem Schlüssel der durch den Parteitag beschlossen wird, zuständig.  

f. Der Kreisverband kann seinen Untergliederungen gestatten, unter seiner 

vollen Aufsicht über alle Einnahmen und Ausgaben sowie über die dazu 

gehörenden Belege eine Kasse zu führen.  

g. Der Kreisparteitag und der Kreisvorstand sind notwendige Organe des 

Kreisverbandes. Die Zusammensetzung, die Befugnisse und die Wahl der 

Mitglieder dieser Organe werden in der Landesgeschäftsordnung/Satzung 

einheitlich für den gesamten Landesverband geregelt. Die Satzung kann 

zulassen, dass ein Kreisausschuss als zusätzliches Organ des Kreisverbandes 

errichtet wird.  

h. Durch Landesgeschäftsordnung sind einheitlich für den gesamten 

Landesverband zu regeln: die Termine für allgemeine Parteiwahlen, für alle 

Organe und sonstigen Gremien sowie Vereinigungen der Kreis- und Stadt-

/Gemeindeverbände bzw. Stadtbezirksverbände  

i. das Verfahren für die Aufstellung von Kandidaten der Partei zu Kommunal-, 

Landtags- und Bundestagswahlen, das Verfahren bei der Auflösung eines 

Kreisverbandes 

j. die Genehmigung von Kreissatzungen und allen Satzungsänderungen durch 

den Landesvorstand.  

k. Die Prüfung beschränkt sich darauf, ob ein Verstoß gegen gesetzliche 

Bestimmungen, das Statut oder die Landessatzung, die Finanz- und 

Beitragsordnung oder die Parteigerichtsordnung vorliegt. Die Entscheidung 

über die Genehmigung hat innerhalb von einem Monat, nach Zugang der 

Satzungsbeschlüsse bei dem Landesverband, zu erfolgen.  

l. Der Bundesvorstand beschließt mit der Mehrheit seiner stimmberechtigten 

Mitglieder auf gemeinsamen Vorschlag des Parteivorsitzenden und des 

Generalsekretärs über Errichtung, Tätigkeitsgebiet, Bezeichnung und 

parteiorganisatorische Zuordnung der Auslandsverbände der Partei. Er 

koordiniert, soweit erforderlich, die Zusammenarbeit der Auslandsverbände 

untereinander sowie mit der Bundespartei und den jeweils zugeordneten 

Landesverbänden. Die Satzungen der Auslandsverbände und ihren 

Änderungen bedürfen der Genehmigung durch den Generalsekretär.  
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4. Gemeindeverbände bzw. Stadtbezirksverbände:  

a. Der Gemeindeverband bzw. Stadtbezirksverbände ist die Organisation der 

Partei in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden.  

b. Ihm entspricht in den Stadtbezirken der kreisfreien Städte der 

Stadtbezirksverband, dessen Gründung und Abgrenzung Aufgabe des 

zuständigen Kreisverbandes ist. Alle organisatorischen und politischen 

Maßnahmen des Stadt-/Gemeindeverbandes bzw. Stadtbezirksverbandes 

müssen im Einvernehmen mit dem Kreisverband erfolgen. 

 

5.    Stadt- und Ortsverbände: 

a. Landesverbände können durch eine Geschäftsordnung/Satzung die weitere 

Untergliederung von Stadt-/Gemeindeverbänden bzw. Stadtbezirksverbänden 

in Ortsverbände regeln und dabei die jeweiligen Rechte und Pflichten 

bestimmen. 

 
§ 12 Zusammensetzung der Vorstände (gemäß §11)  
 

a. Der Vorstand setzt sich zusammen aus: 
b. Ersten VorsitzendenInnen 
c. Generalsekretär (Bund/Land)  
d. Zwei stellvertretenden VorsitzendenInnen 
e. SchatzmeisterInnen 
f. Stellvertretenden SchatzmeisterInnen 
g. SchriftführerInnen 
h. dem erweiterten Vorstand, min 3 max. 7 Mitglieder 

 
 
 
§ 13 Beschlussfähigkeit, Wahlen und Abstimmungen 
 

1. Beschlussfähigkeit: 
a. Die Organe der Partei sind beschlussfähig, wenn sie mindestens eine Woche 

vorher mit Bekanntgabe der Tagesordnung textlich dazu einberufen worden 
und wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
sind. 

b. Anträge zur Änderung der Tagesordnung bedürfen einer 2/3 Mehrheit.  

c. Vor Eintritt in die Tagesordnung ist die Beschlussfähigkeit durch den 
Vorsitzenden festzustellen. 

d. Bei Beschlussunfähigkeit hat der Vorsitzende die Sitzung sofort aufzuheben 
und die Zeit und die Tagesordnung für die nächste Sitzung zu verkünden. Er ist 
dabei an die Form und Frist für die Einberufung des Organs nicht gebunden. 
Die Sitzung ist dann in jedem Falle beschlussfähig. Darauf ist in der Einladung 
hinzuweisen. 
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e. Ergibt sich eine Beschlussunfähigkeit während der Sitzungen bei einer 

Abstimmung oder Wahl, so wird in einer der nächsten Sitzungen erneut 
abgestimmt oder gewählt. Alle abgegebenen Stimmen, auch 
Stimmenenthaltungen und ungültige Stimmen, zählen bei der Feststellung der 
Beschlussfähigkeit mit. 

2.  Wahlen: 
a. Wahlen können nur stattfinden, wenn sie in der Tagesordnung angekündigt 

wurden. 

b. Alle Parteigremien sind in mindestens jedem zweiten Kalenderjahr zu wählen.  
c. Stimmberechtigt auf dem Parteitag sind die Delegierten. 
d. Die Wahlen der Mitglieder des Bundes/Landesvorstandes sowie die Wahlen 

der Delegierten für den Bundes/Landesparteitag, sind geheim und erfolgen 
durch Stimmzettel. Ebenso müssen die Vorstände und Delegierten der 
übrigen Organisationsstufen geheim gewählt werde. 

e. Bei allen übrigen Wahlen kann offen abgestimmt werden, wenn sich auf 
Befragen kein Widerspruch erhebt. 

f. Gewählt in einem Wahlgang ist der/die Kandidat/Kandidatin, die die einfache 
Mehrheit erhalten hat. Sofern sich im ersten Wahlgang keine einfache 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen bzw. Stimmengleichheit ergeben hat, 
findet ein weiterer Wahlgang statt, in dem die einfache Mehrheit entscheidet. 
Für diesen Wahlgang können keine weiteren Kandidaten/Kandidatinnen 
vorgeschlagen werden. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Losverfahren. 

g. Satzungsänderungen auf allen Ebenen bedürfen einer 2/3 Mehrheit der 
stimmenberechtigten Delegierten oder Mitglieder.  

 
1. Abstimmungen: 

a. Beschlüsse sowie Auflösungsbeschluss, bedürfen der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenenthaltungen und die Abgabe 
ungültiger Stimmen, gelten als nicht abgegebene Stimmen. 

b. Beschlüsse über Rechenschaftsbericht der Partei, Etatbeschlüsse und 
mittelfristige Finanzplanung bedürfen der Mehrheit der Mitglieder des 
Vorstandes. 

c. Stimmenenthaltungen und ungültige Stimmen zählen für die Feststellung der 
Beschlussfähigkeit mit, jedoch nicht für die Ermittlung der Mehrheit. 

d. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
e. Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen, durch hochgehobene 

Stimmkarten oder auf elektronischem Wege mit einer anerkannten, 

zertifizierten Methode. Wenn mindestens 1 4⁄  der anwesenden 

Stimmberechtigten es verlangt, muss geheim gewählt werden. 
 
 

§ 14 Gleichstellung 
 

 
 
 

Gleichstellung von Frauen und Männern: Es soll eine paritätische Besetzung von Frauen und 

Männern gleichermaßen in Funktionen und Mandaten der Partei von 50% angestrebt werden. 
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§ 15 Anfechtung von Wahlen 
 

a. Eine Wahl kann innerhalb einer Frist von zwei Wochen seit ihrer Durchführung 
angefochten werden Die Anfechtung muss schriftlich, unter Benennung der 
Anfechtungsgründe und Beweis, gegenüber dem Vorstand der nächsthöheren 
Organisationsstufe erfolgen. 

b. Anfechtungsberechtigt sind mindestens 1/10 der Stimmberechtigten bei der 
angefochtenen Wahl. 

c. Anfechtungsberechtigt sind auch, der Vorstand des zuständigen Kreis-, Landes- und 
Bundesvorstand. 

d. Einer Wahlanfechtung ist nur stattzugeben, wenn ein Mangel im Wahlverfahren 
festgestellt wird und dieser Einfluss auf das Ergebnis der Wahl gehabt haben kann. 

e. Gegen die Entscheidung des Vorstands der nächsthöheren Organisationsstufe kann 
innerhalb einer Woche der Beschwerdeausschussangerufen werden. 

f. Wahlen des Parteitages sind nur bis zu seiner Beendigung anfechtbar. 
 
 
 
§ 16 Parteitag, Parteitagsmitglieder und Parteitagsbeschlüsse  
 

1. Parteitag: 
 

a. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag und findet, nachdem alle 
Landesverbände ihren Parteitag abgeschlossen haben statt. Mindestens alle 
zwei Jahre wird der Parteitag vom Bundesvorstand einberufen.  

b. Der Parteitag wählt aus seiner Mitte ein Präsidium. 
c. Tagesordnung wird mindestens 2 Monate vorher an alle Delegierte versendet. 
d. Festgelegte Tagesordnungspunkte für den Parteitag sind:  

o Eröffnung durch den Hauptvorstand 

o Organisatorische Hinweise 

o Wahl der Mandatsprüfungskommission 

o Bericht des ersten Vorsitzenden/in 

o Bericht des Generalsekretär/in 

o Bericht des Bundesschatzmeister/in  

o Rechenschaftsbericht 

o Bericht des Personalausschusses 
o Bericht des Mitgliederbeauftragten 
o Wahlen zum Hauptvorstand 
o Anträge/ Antragsberatungen 
o Schließung durch den Hauptvorstand 
 

2. Parteitagsmitglieder:  
 

e. Die Mitlieder des Parteitages setzen sich aus gewählte Delegierte zusammen. 
 

 
 



13 
 

 
 
 
 
§ 17 Delegiertenschlüssel zum Bundesparteitag, Landesparteitag 
 

1. Die Zahl der Delegierten richtet sich nach der Zahl der  Mitglieder gemäß § 11 3-5  und 
beträgt 

 
3. Kreisverbände 

Pro Verband                              4 Delegierte     

  

4.  Stadt-/Gemeindeverbände, Stadtbezirksverbände 

              bis           1000 Mitglieder             4 Delegierte  

ab    2000 Mitglieder                   6 Delegierte 

 

5. Ortsverbände (falls ein Stadt-/Gemeindeverbände, Stadtbezirksverbände nicht 

vorhanden ist) 

              bis           1000 Mitglieder             4 Delegierte  

ab    2000 Mitglieder                   6 Delegierte 

 
§ 18 Außerordentlicher Parteitag, Voraussetzung, Form, Fristen  
 

1. Voraussetzung: 

a. Wenn es das Parteiinteresse erfordert, muss ein außerordentlicher Parteitag 

einberufen werden.  

2. Form: 

a. Auf Beschluss des Parteitages 

b. Auf einer mit ¾ Mehrheit gefassten Beschluss des Bundesvorstands. 

c. Auf schriftliche Beantragung der Einberufung durch mindestens drei 

Landesverbände erforderlich.  

3. Fristen: 

a. Die Einberufungsfrist beträgt 2 Wochen. Die Einberufung erfolgt auf 

elektronischem Wege. 

 

§ 19 Finanz- und Vermögensverwaltung 

1. Die Anlage von Geldern und die Verwendung von Ver mögenswerten haben nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten im Sinne der Erfüllung Parteipolitischen Aufgaben 
zu erfolgen. Sie unterliegt der gültigen Steuergesetzgebung und wird nach den 
Maßstäben ei nes sicheren und langfristigen Wachstums betrieben. 

2. Der Ordentliche Parteitag wählt einen Finanzausschuss. Der sich mit je einer 
VertreterIn gemäß §11 Absatz 2 zusammensetzt.  Diese Aufgaben werden nach 
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unten delegiert gemäß §11, bis mindestens zwei Landesverbände gegründet 
worden sind.   
 

 

3. Der Finanzausschuss konstituiert sich selbst und gibt sich eine Geschäftsordnung. 
4. Die Mitglieder des Finanzausschusses dürfen weder Angestellte der Partei noch 

Mitglieder des Hauptvorstands sein.  
5. Der Finanzausschuss hat das Rechnungswesen des Hauptvorstands und seiner 

Vermögensverwaltung zu prüfen. 

6. Über diese Prüfungen sind Protokolle anzufertigen, deren Abschrift den 
Bundesschatzmeister/In in Vertretung des Hauptvorstands und dem zuständigen 
Mitglied des geschäftsführenden Hauptvorstands zuzuleiten     sind. 

7. Über seine Tätigkeit hat der Finanzausschuss dem Parteitag  zu berichten. 
 
 

§ 20 Personalausschuss  

a. Der Hauptvorstand legt, solange es keinen gewählten Personalausschuss 
gibt,  alle Vergütungen- (Gehaltsstrukturen) und Anstellungsverhältnisse    bei der 
Partei „Die Demokraten“ fest. Der Personalausschuss besteht aus je ein 
Vertreter/eine Vertreterin der Landesverbände und dem Hauptvorstand.  

b. Einsprüche von Beschäftigten gegen die Festsetzung ihrer Vergütung werden 
vom Personalausschuss behandelt. Der Personalausschuss trifft in seiner 
Zusammensetzung eine endgültige  Entscheidung im Einvernehmen mit dem 
Hauptvorstand. 

 

§  21 Satzungskommission 

1. Die Satzungskommission ist durch jeweils ein Mitglied, das dazu von jedem 
Landesvorstand zu bestimmendes ist, vertreten. 

2. Die Satzungskommission konstituiert sich selbst und gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

3. Anträge sind der Satzungskommission mindestens 4 Monate vor dem ordentlichen 
Parteitag vorzulegen.  

4. Diese legt dem Bundesvorstand 3 Monate vor einem ordentlichen Parteitag 
Vorschläge zur Überarbeitung der Satzung vor.  

5. Die Satzungskommission hat die Aufgabe, notwendig  werdende 
Satzungsänderungen im Einvernehmen mit  dem Hauptvorstand vorzuberaten und 
hierzu eine Empfehlung abzugeben. 

6. Ferner soll die Satzungskommission auch die Gliederungen dazu befragen und ggf. 
weitere Veränderungsvorschläge erarbeiten sowie sich mit vorliegenden 
Änderungsvorschlägen und -anträgen befassen 

7. Sie entscheidet im Einvernehmen mit dem Hauptvorstand über Streitigkeiten wegen 
Auslegung der Satzung, soweit nicht der Beschwerdeausschuss zuständig ist. 

8. Sie überprüft die vom Hauptvorstand zu erlassenden Richtlinien auf deren 
Übereinstimmung mit der Satzung. 

9. Die Satzungskommission hat dem Parteitag  über ihre Tätigkeit zu berichten, zu den 
zur Satzung gestellten Anträgen Stellung zu nehmen und  ihre Empfehlungen für die 
Beschlussfassung zu geben. 
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§ 22 Salvatorische Klausel 

 
Gültigkeit bei rechtswidriger oder unwirksamer Klausel:  
Sollte eine der Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtswidrig oder 
unwirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht 
berührt; In einem solchen Fall ist die Satzung vielmehr ihrem Sinne gemäß zur Durchführung 
zu bringen. 
Anwendung des gesetzlichen Maßes bei ungültigen Leistungs- und Zeitbestimmungen: Beruht 
die Ungültigkeit auf einer Leistungs- oder Zeitbestimmung, so tritt an ihre Stelle das gesetzlich 
zulässige Maß. 
Änderung der Satzung im Falle einer rechtswidrigen oder unwirksamen Klausel: Die 
rechtswidrige oder unwirksame Bestimmung ist unverzüglich durch Beschluss des Parteitages 
zu ersetzen oder zu entfernen.  
 
Diese Satzung tritt nach Annahme durch den Parteitag in Kraft. 
 
     

Thomas Mellin  Axel Schneider  Petra Schumann    
1. Bundesvorsitzender  Generalsekretär  1. Schriftführerin 

 
 
  
 


